
PKF themen

Wirtschaftsprüfung &
Beratung

Gewährung von 
Sachbezügen
Ein attraktives Gestaltungsinstrument mit umsatzsteuerlichen Tücken im Detail

UMSATZSTEUER | DEZEMBER 2015

PKF themen



Sehr geehrte Leserinnen und Leser,

lohnsteuerrechtliche und sozialversicherungsrechtliche 

Vorteile machen die Gewährung von Sachbezügen für 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer attraktiv. Dabei darf jedoch 

die umsatzsteuerliche Seite nicht vernachlässigt oder gar 

ganz vergessen werden. Denn bei fast jeder Lohnsteuer-

außen- und Umsatzsteuersonderprüfung sind Sachbe-

züge ein zentraler Prüfungspunkt. Es ist also durchaus 

lohnenswert, sich mit diesem Thema zu beschäftigen.

In den folgenden Beiträgen fi nden Sie sowohl Grund-

sätzliches zu Sachbezügen als auch Informationen zu 

speziellen Varianten derselben. Aus umsatzsteuer-

licher Sicht werden dabei u.a. Betriebsveranstaltungen, 

Incentives (Sachzuwendungen, die dem Arbeitnehmer 

als Belohnung zugewendet werden), Mahlzeitengestel-

lung, Firmenwagennutzung bzw. Sammelbeförderungen 

beleuchtet.

Bei Sachzuwendungen im Rahmen von Betriebsveran-

staltungen spielt die sog. „110-€-Grenze“ eine zentrale 

Rolle. Steht nämlich von vornherein fest, dass diese 

überschritten wird, ist der Vorsteuerabzug des Arbeitge-

bers teilweise zu kürzen. Incentives unterliegen grund-

sätzlich der Umsatzbesteuerung; bei Incentive-Reisen 

gilt eine Besonderheit, wie Sie in dem betreffenden Bei-

trag erfahren werden. Bei der Abgabe von Mahlzeiten 

an Mitarbeiter durch Kantinen ergeben sich in jedem Fall 

umsatzsteuerliche Konsequenzen, unabhängig davon, 

ob diese durch den Unternehmer oder einen Dritten 

betrieben werden. 

Wer also die lohnsteuer- und sozialversicherungsrecht-

lichen Vorteile von Sachbezügen in Anspruch nehmen 

will, darf die teilweise verdeckten, nicht immer auf den 

ersten Blick erkennbaren Auswirkungen auf die Umsatz-

steuer nicht übersehen. Für Rückfragen und vertiefende 

Informationen treten Sie gerne mit uns in Kontakt und 

erörtern Ihr Anliegen im persönlichen Gespräch.

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ihr Team von PKF
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BRENNPUNKT

1. Begriffl iche Abgrenzung der Sachbezüge

Sachbezüge sind Leistungen des Arbeitgebers an den 

Arbeitnehmer, die nicht in Geld, sondern in einem geld-

werten Vorteil bestehen und i.d.R. als Gegenleistung für 

das Zurverfügungstellen der Arbeitskraft gewährt wer-

den. Zum Arbeitslohn gehören alle Einnahmen, die dem 

Arbeitnehmer aus dem Arbeitsverhältnis zufl ießen. Das 

sind neben dem Bezug von Geld auch Sachwerte wie 

die Stellung von Verpfl egung, einer Wohnung bzw. einer 

Unterbringung sowie die Bereitstellung eines Firmen-

wagens, etc.

Für die Abgrenzung des Sachbezugs vom Barlohn ist 

nach der Rechtsprechung des BFH maßgeblich, dass 

der Mitarbeiter ein ausschließliches Recht auf den Sach-

bezug hat. Dieses Recht ergibt sich aus den arbeitsver-

traglichen Vereinbarungen zwischen Arbeitgeber und 

Arbeitnehmer. Ein Sachbezug liegt demnach nicht vor, 

wenn der Arbeitnehmer an Stelle der Sachleistung auch 

Barlohn verlangen kann.

Sachbezüge können die Gegenleistung für die Arbeits-

leistung des Arbeitnehmers darstellen. In diesen Fäl-

len sind sie arbeitsvertraglich vereinbart (wie z.B. die 

Gestellung eines Firmenwagens). Darüber hinaus kön-

nen Sachbezüge aus betrieblichen Gründen für den 

privaten Bedarf des Arbeitnehmers gewährt werden, 

so z.B. Arbeitnehmersammelbeförderung oder ein 

zusätzlicher Zuschuss zu einer privaten Unfallversi-

cherung.

Grundsätzlich wird ein Sachbezug zusätzlich zum lau-

fenden Arbeitslohn geleistet. In einigen bestimmten 

Fällen gibt es die Möglichkeit, für Sachbezüge eine 

Umwandlung des monatlichen Barlohns zugunsten eines 

steuerfreien bzw. pauschalversteuerten Arbeitslohns 

vorzunehmen. Dieses Verfahren fi ndet beispielsweise 

im Rahmen von Zukunftssicherungsleistungen oder der 

privaten Computernutzung Anwendung. Für Zuschüsse 

zur Kinderbetreuung und zu Fahrtkosten (Aufzählung 

nicht abschließend) ist eine Umwandlung nicht steuer-

lich begünstigt. Die arbeitsrechtliche Zulässigkeit der 

Umwandlung muss im Einzelfall geprüft werden.

2. Lohnsteuer

Sämtliche Bezüge des Arbeitnehmers unterliegen grund-

sätzlich der Lohnsteuer. Diese ist neben den Abgaben zur 

Sozialversicherung durch den Arbeitgeber vom Arbeits-

lohn einzubehalten.

2.1 Normalbesteuerung 

Sachbezüge können als laufender Arbeitslohn oder einma-

lig aus besonderem Anlass als sonstiger Bezug gewährt 

werden. Laufender Arbeitslohn fl ießt dem Arbeitsneh-

mer regelmäßig zu, so z.B. aus der ständigen Überlas-

sung eines Dienstwagens zur privaten Nutzung. Sonstige 

Bezüge sind Arbeitslohn, der nicht als laufender Arbeits-

lohn gezahlt wird (wie etwa Jubiläumszuwendungen). 

Diese Einordnung spielt eine erhebliche Rolle für die Lohn-

besteuerung. Maßgebend für die Berechnung der Lohn-

Grundlagen der Besteuerung von 

Sachbezügen

Aufgrund von steuer- und sozialversicherungsrechtlichen Vorteilen kann die Gewährung 

von Sachbezügen sowohl für den Arbeitnehmer als auch für den Arbeitgeber attraktiv sein. 

Erforderlich ist aber die Beachtung einer Vielzahl von lohn- und umsatzsteuerlichen Detail-

vorschriften.

Lohn- und umsatzsteuerliche Rahmenbedingungen 
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 Beispiel: Arbeitnehmer, Steuerklasse 5, Bruttolohn 

2.000 €, Übereignung eines Computers im Wert von 

500 € im Juni (siehe Tab. 2 auf S. 5).

2.3 Bemessungsgrundlage unter Berücksichtigung 

von Befreiungen

Große Bedeutung kommt der Bewertung dieser Sach-

bezüge und der damit zusammenhängenden Lohn-

besteuerung zu. Im Einzelnen sind für die Bewertung von 

Sachbezügen folgende Bewertungsmethoden anwend-

bar:

 Grundsätzlich der übliche Endpreis am Abgabeort oder 

amtliche Sachbezugswerte / Durchschnittswerte,

 besondere Bewertungsvorschriften für

 Personalrabatte 

 private Nutzung eines betrieblichen Kfz

Besonderheiten ergeben sich bei Zuzahlungen durch 

Arbeitnehmer. 

Bei der Lohnversteuerung von Sachbezügen bleiben 

steuer frei:

(1) Aufmerksamkeiten: Erhält ein Arbeitnehmer beispiels-

weise anlässlich eines Geburtstags oder der Geburt eines 

Kindes eine Zuwendung vom Arbeitgeber, die im gesell-

schaftlichen Verkehr üblich ist und die keine ins Gewicht 

fallende Bereicherung für den Arbeitnehmer darstellt, wird 

die Lohnsteuer nicht erhoben. Zu beachten ist jedoch, 

dass hier eine Grenze von 60 € (bis 31.12.2014 40 €) brutto 

steuer auf den laufenden Arbeitslohn ist die monatliche Lohn-

steuertabelle. Die Ermittlung der Lohnsteuer eines sonstigen 

Bezugs erfolgt nach einem gesondert festgelegten Verfah-

ren unter Berücksichtigung des hochgerechneten Jahres-

entgelts sowie der Anwendung der Jahreslohnsteuer tabelle. 

 Beispiel: Arbeitnehmer, Steuerklasse 5, Bruttolohn 

2.000 €, Zahlung eines Sachbezugs i.H. von 2.000 € im Juni 

(siehe Tab. 1).

Im vorliegenden Beispiel führt die Anwendung der Jah-

restabelle zu einer geringeren Lohnsteuerbelastung i.H. 

von 77, 50 €. Dies ist nur ein temporärer Vorteil, der im 

Rahmen des Lohnsteuerjahresausgleichs durch den 

Arbeitgeber bzw. im Rahmen einer Einkommensteuer -

veranlagung neutralisiert wird.

2.2 Pauschalversteuerung

In einigen Fällen kann die Besteuerung unentgeltlicher 

oder verbilligter Zuwendungen abweichend von den indi-

viduellen Besteuerungsmerkmalen (Steuerklassen etc.) 

der einzelnen Arbeitnehmer pauschal durch den Arbeit-

geber erfolgen. Beispiele:

 Mahlzeiten, die nicht vertraglich vereinbarter Lohnbe-

standteil sind (25 %); 

 zusätzlich zum Arbeitslohn übereignete („geschenkte“) 

Computer (25 %); 

 zusätzlich zum Arbeitslohn gezahlte Zuschüsse für Fahrten 

zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte (15 %); 

 Sachbezüge i.S. des § 37b EStG (Sachzuwendungen an 

Arbeitnehmer, 30 %).

Tab. 1: Berechnungsbeispiel

Einordnung
Ohne 

Urlaubsgeld

Urlaubsgeld als 

Einmal bezug

Urlaubsgeld als 

laufender Arbeitslohn

Laufender 

Bruttolohn
2.000,00 2.000,00 4.000,00

Einmalbezug 2.000,00

Gesamt 2.000,00 4.000,00 4.000,00

Lohnsteuer 

Arbeitnehmer
0.430,83 1.048,83 1.126,33
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Ansatz, wenn die Vorteile insgesamt 44 € brutto 

im Kalendermonat je Arbeitnehmer nicht über-

steigen. Wird der Betrag von 44 € überschritten, 

ist der gesamte Wert des Sachbezugs steuer- 

und sozialversicherungspfl ichtig. Eine Zuzah-

lung des Arbeitnehmers zur Unterschreitung der 

Grenze ist zulässig. Die monatliche Freigrenze 

von 44 € kommt jedoch nur zum Zuge, wenn die 

Bewertung des Sachbezugs mit dem Endpreis 

am Abgabeort erfolgt. Bei der Bewertung eines 

Sachbezugs mit dem amtlichen Sachbezugs-

wert oder mit dem Rabattfreibetrag fi ndet die 

Freigrenze keine Anwendung.

3. Sachbezüge und Umsatzsteuer

 

3.1 Grundsätze

Grundsätzlich unterliegen die folgenden Zuwen-

dungen an Arbeitnehmer der Umsatzsteuer:

 unentgeltliche Zuwendung eines Gegen-

stands für dessen privaten Bedarf, 

 unentgeltliche Überlassung eines dem Unter-

nehmen zugeordneten Gegenstands zur Nut-

zung für den privaten Bedarf, 

 unentgeltliche Erbringung einer anderen son-

stigen Leistung für dessen privaten Bereich.

pro Arbeitnehmer (oder dessen Angehörigen) 

und Anlass einzuhalten ist. Zu den Aufmerk-

samkeiten gehört ebenfalls die unentgeltliche 

oder auch verbilligte Abgabe von Getränken 

zum Verzehr im Betrieb. 

(2) Rabattfreibetrag: Der geldwerte Vorteil aus 

der Abgabe von Sachbezügen ist bis zu 1.080 € 

netto im Jahr steuerfrei, wenn diese Waren oder 

Dienstleistungen vom Arbeitgeber nicht über-

wiegend für den Bedarf seiner Arbeitnehmer 

hergestellt, vertrieben oder erbracht werden 

und eine pauschale Versteuerung unterbleibt.

(3) Freigrenze i.H. von 44 €: Des Weiteren blei-

ben Sachbezüge bei der Lohnabrechnung außer 

Die Überlassung 

für den privaten 

Bedarf unterliegt 

der Umsatzsteuer.

Für dem Arbeitnehmer übereignete Laptops ist die Pauschalbesteuerung anwendbar

Tab. 2: Berechnungsbeispiel

Laufender 

Bruttoarbeitslohn
2.000,00

Einmalbezug 500,00

Lohnsteuer 

Arbeitnehmer
430,83

Lohnsteuer 

Arbeitgeber
125,00
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Die Bezüge sind nur dann der Umsatzsteuer 

unterworfen, wenn der Gegenstand oder seine 

Bestandteile im Unternehmen zum vollen oder 

teilweisen Vorsteuerabzug berechtigt haben. 

Der Vorsteuerabzug ist ausgeschlossen, wenn 

von vorneherein feststeht, dass der Gegen-

stand oder die Dienstleistung ausschließlich 

zu den o.g. Zwecken verwandt wird. Bloße 

Aufmerksamkeiten sind von der Umsatzbe-

steuerung ausgenommen. 

3.2 Bemessungsgrundlage

Die Bemessungsgrundlage für die Umsatz-

steuer ist bei einem Sachbezug der Netto-

einkaufspreis. Ist dieser nicht zu ermitteln, 

sind die Selbstkosten bzw. die Ausgaben 

des Arbeitgebers maßgebend.

In einigen Fällen (z.B. bei Sachbezügen in Form 

von Kost und Logis) kann aus Vereinfachungs-

gründen der lohnsteuerliche Wert zugrunde 

gelegt werden. Dabei ist zu beachten, dass 

es sich um Bruttowerte handelt, die um die 

Umsatzsteuer bereinigt werden müssen.

Erfolgt die Zuwendung des Sachbezugs unter 

Zuzahlung des Arbeitnehmers, ist wie bei 

jeder anderen Lieferung bzw. sonstigen Lei-

stung das gezahlte Entgelt maßgebend. Als 

Mindestbemessungsgrundlage gelten die 

Selbstkosten des Arbeitgebers. Die Mindest-

bemessungsgrundlage ist jedoch nur maßge-

bend, wenn die Leistung aufgrund des Dienst-

verhältnisses erfolgte.

Bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage 

spielen der Rabattfreibetrag i.H. von 1.080 € und 

die 44-€-Grenze keine Rolle. Die unterschied-

lichen Steuersätze, die für die Umsatzsteuer 

gelten (19 % / 7 %), fi nden auch hier Anwendung.

3.3 Ausnahmen von der Besteuerung

Unter bestimmten Voraussetzungen können 

Steuerbefreiungen in Betracht kommen, z.B. 

bei der Überlassung von Wohnraum oder 

der Gewährung von Darlehen bzw. Versiche-

rungsschutz.

Auch bei der Umsatzsteuer bleiben Auf-

merksamkeiten bis 60 € (Bruttowert) außer 

Ansatz. Des Weiteren zählen dazu Zuwen-

dungen bis zu einem Bruttobetrag von 

110 € pro teilnehmendem Arbeitnehmer 

je Betriebsveranstaltung, Betriebsausfl ug, 

Weihnachtsfeier, etc. Wenn diese Freigrenze 

überschritten wird, wird die gesamte Betriebs-

veranstaltung als unüblich angesehen und 

ist in voller Höhe steuerpfl ichtig (vgl. dazu 

den gesonderten Beitrag in diesem Heft ab 

S. 14). Die private Nutzung eines betrieb-

lichen Computers oder Leistungen eines 

Arbeitgebers zur Verbesserung des all-

gemeinen Gesundheitszustands und der 

betrieblichen Gesundheitsförderung sind 

von der Umsatzsteuer ausgenommen, 

soweit sie den Wert von 500 € pro Kalen-

derjahr nicht übersteigen. 

3.4 Sachbezüge und Sozialversicherung

Die durch den Arbeitgeber gewährten Sach-

bezüge gehören zum beitragspfl ichtigen 

Arbeitsentgelt. Einige Befreiungsvorschrif-

ten aus dem Lohnsteuerrecht sowie die 

Pauschalierung von Sachbezügen können 

ebenfalls zu einer Beitragsbefreiung in der 

Sozialversicherung führen. Dies ist im Ein-

zelfall zu prüfen.

 Empfehlung: Es ist immer ratsam, eine 

Einzelfallbetrachtung durchzuführen, die oft-

mals eine Vielzahl von formellen Anforde-

rungen mit sich bringt. Bevor Sie grundsätz-

liche Regelungen zu diesem Thema mit Ihren 

Arbeitnehmern treffen, sollten Sie vorher mit 

Ihrem Berater sprechen.

Auch bei der 

Umsatzsteuer blei-

ben Aufmerksam-

keiten bis 60 € 

(Bruttowert) außer 

Ansatz.
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Einzelne Sachbezüge aus umsatzsteuerlicher Sicht

Rabattgewährung, Deputate, Tankgut-

scheine etc.

Die Einräumung von Sachbezügen als Teil des 

Arbeitslohns ist seit jeher üblich. Während 

zu früheren Zeiten Arbeitnehmern üblicher-

weise Naturalien in Form von Lebensmitteln, 

Getränken oder z.B. Kohle als Teil des Lohns 

erhalten haben (sog. Deputate), werden heut-

zutage überwiegend fi nanzielle Vorteile wie 

Gutscheine oder Mitarbeiterrabatte gewährt. 

Regelmäßig steht neben der lohnsteuer-

lichen Würdigung auch die umsatzsteuerliche 

Behandlung in Frage. Denn je nachdem, was 

der Arbeitgeber an Vorteilen einräumt, kann 

Umsatzsteuer anfallen. Zuwendungen von 

Gegenständen an das Personal für dessen 

privaten Bedarf sind im Grundsatz auch dann 

umsatzsteuerlich relevant, wenn sie unent-

geltlich erfolgen, d.h. keine Vergütung für die 

Arbeitsleistung des Arbeitnehmers darstellen.

1. Abgrenzung umsatzsteuerlich rele-

vanter Vorgänge

Zunächst ist aber die grundlegende Frage 

zu klären, ob überhaupt ein umsatzsteuer-

lich relevanter Vorgang vorliegt. Handelt es 

sich im eigentlichen Sinne um eine Geldzah-

lung, die der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer 

zusätzlich zum regulären Arbeitslohn gewährt, 

so hat dies (wie die übliche Gehaltszahlung als 

solche) keine umsatzsteuerliche Relevanz. Um 

eine Geldzahlung handelt es sich etwa dann, 

wenn Gutscheine (z.B. für Waren des eigenen 

oder fremden Unternehmens) überlassen wer-

den, die einen Betrag ausweisen, aber anson-

sten die Leistung nicht näher bezeichnen. Dies 

ist etwa dann der Fall, wenn

 ein Kino einen Gutschein ausstellt, der die 

in Anspruch zu nehmenden Leistungen nicht 

näher bestimmt (z.B. Einsatz sowohl für 

Filmvorführungen als auch für den Erwerb 

von Speisen und Getränken), oder 

 ein Kaufhaus einen Gutschein überlässt, der 

zum Bezug von Waren aus dem allgemeinen 

Sortiment berechtigt. 

Umsatzsteuerlich relevant ist dagegen grund-

sätzlich die Gewährung sonstiger spezifi -

zierter Leistungen (so jedenfalls für Waren 

des eigenen Unternehmens). Überlässt etwa 

ein Restaurant einen Gutschein über ein 

bestimmtes Frühstücks- oder Lunchbuffet 

oder übergibt ein Kino seinen Mitarbeitern 

einen Gutschein über Filmvorführungen, wird 

eine bestimmte, konkrete Leistung eingeräumt 

und der Vorgang ist umsatzsteuerlich relevant.

2. Lohnsteuerliche Werte übernehmbar?

Grundsätzlich ist es möglich, auch im Rah-

men der Umsatzsteuer die zu lohnsteuerlichen 

Zwecken ermittelten Werte der Besteuer-

ung zugrunde zu legen. Im Allgemeinen sind 

dabei aber die für Sachbezüge vorgesehenen 

lohnsteuerlichen Begünstigungen unbeacht-

lich (wie etwa der Rabattfreibetrag i.H. von 

1.080 €). Bei einem umsatzsteuerpfl ichtigen 

Vorgang ist hinsichtlich der Bemessungs-

grundlage jedoch grundsätzlich zu differenzie-

ren: Erfolgt der Leistungsbezug verbilligt (z.B. 

bei Mitarbeiterrabatten) und überschreitet der 

durch den Unternehmer aufgewendete Betrag 

(einschließlich anteiliger Gemeinkosten) für die 

Beschaffung der dem Arbeitnehmer überlas-

senen Leistung den vom Arbeitnehmer dafür 

aufwendeten Betrag, ist mindestens dieser 

Betrag bei der Umsatzbesteuerung zugrunde 

zu legen (sog. „Mindestbemessungsgrund-

lage“). Ansonsten ist das durch den Arbeitneh-

mer gezahlte Entgelt für die Berechnung der 

Umsatzsteuer relevant, aus der die Umsatz-

steuer herauszurechnen ist. Erfolgt die Über-

lassung an den Arbeitnehmer unentgeltlich, 

Je nachdem, was 

der Arbeitgeber an 

Vorteilen einräumt, 

kann Umsatzsteuer 

anfallen.
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Umsatzsteuerliche Erfassung der Mobilität von Arbeitnehmern

Wie Maßnahmen zur Förderung der Mobilität 

von Arbeitnehmern zu berücksichtigen sind

Nicht selten unterstützen Arbeitgeber die Mobilität der 

Arbeitnehmer, insbesondere im Hinblick auf den Weg 

zwischen Wohnung und Tätigkeitsstätte, aber auch hin-

sichtlich privater Mobilitätsbedürfnisse. Beispiele sind die 

Firmenwagen-Überlassung, die Fahrkarten-Vergabe oder 

die Beförderung per Sammeltransport durch den Arbeit-

geber. Solche Fördermaßnahmen ziehen i.d.R. umsatz-

steuerliche Folgen nach sich: Sofern Leistungen des 

Arbeitgebers an Arbeitnehmer gegen Entgelt (Arbeits-

kraft) erbracht werden, liegen steuerbare Leistungen vor.

1. Sachzuwendungen gegen Entgelt

1.1 Firmenwagennutzung für Privatfahrten

Regelmäßig werden Arbeitnehmern Firmenwagen zur pri-

vaten Nutzung überlassen. Wenn die Überlassung als Ver-

gütung für geleistete Dienste arbeitsvertraglich geschul-

det wird, ist von einer entgeltlichen Nutzungsüberlassung 

auszugehen. Auch ohne ausdrückliche Regelung im 

Arbeitsvertrag kann aufgrund faktischer Durchführung 

eine entgeltliche Überlassung vorliegen. Anzeichen dafür 

kann z.B. eine dauerhafte, nicht nur gelegentliche private 

Nutzung des Firmenwagens sein. 

Die Gegenleistung des Arbeitnehmers besteht in der 

nicht durch Barlohn abgegoltenen Arbeitsleistung. Somit 

liegt ein tauschähnlicher, entgeltlicher, steuerbarer und 

steuer pfl ichtiger Umsatz vor.

1.2 „Entgelt“ bei Nutzung von Firmenwagen

Bemessungsgrundlage bzw. Entgelt ist der (ggf. zu 

schätzende) Wert der anteiligen Arbeitsleistung. Wird für 

ertragsteuerliche Zwecke die sog. 1%-Regelung ange-

wendet, kann diese aus Vereinfachungsgründen auch 

für die umsatzsteuerliche Beurteilung übernommen wer-

den. Sofern ertragsteuerlich die Fahrtenbuchregelung zur 

Anwendung kommt, ist diese zwingend auch für umsatz-

steuerliche Zwecke zu übernehmen.

 Hinweis: Bei der grenzüberschreitenden Pkw-Über-

lassung ist folgende Besonderheit zu beachten: Der 

Ort der Leistung ist dort, wo der Arbeitnehmer seinen 

Wohnsitz hat. Dies führt z.B. für einen Arbeitgeber mit 

Sitz im Ausland zu der Verpfl ichtung, sich wegen der 

Pkw-Überlassung an in Deutschland wohnhafte Mitar-

sind die Selbstkosten des Unternehmers der Besteuer-

ung zugrunde zu legen.

3. Vorsteuerabzug

Soweit ein umsatzsteuerpfl ichtiger Vorgang vorliegt, kann 

sich der Unternehmer grundsätzlich gezahlte Umsatz-

steuer („Vorsteuer“) in Bezug auf (zunächst) für das Unter-

nehmen bezogene Leistungen erstatten lassen. Hier ist 

jedoch weiter zu unterscheiden: Zurückgehend auf die 

europäische Rechtsprechung hat der Bundesfi nanz-

hof (mit Urteil vom 9.12.2010, Az.: V R 17/10) entschie-

den, dass einem Unternehmer, der eine Leistung in der 

Absicht bezieht, diese zu privaten Zwecken für sich oder 

seine Arbeitnehmer zu verwenden, insoweit kein Vor-

steuerabzug zusteht. Dies hat das Gericht damit begrün-

det, dass von vornherein keine Zuordnung zum Unter-

nehmen stattfi nden kann. Infolgedessen unterliegt dann 

aber auch die anschließende Nutzung zu privaten Zwe-

cken keiner Umsatzbesteuerung. Werden etwa Tankgut-

scheine (mit genauer Leistungsbezeichnung) für Mitarbei-

ter zur privaten Verwendung bezogen und diese schon in 

der entsprechenden Absicht angeschafft, so sind man-

gels Zuordnung zum Unternehmen keine umsatzsteuer-

lichen Folgen zu ziehen. 

Anders ist dies zu beurteilen, wenn ein Unternehmer Leis-

tungen bezieht, um sie sowohl für seine wirtschaftliche 

Tätigkeit als auch für eine private Verwendung zu nutzen; 

in einem solchen Fall ist der Unternehmer berechtigt, 

zunächst den vollen Vorsteuerabzug in Anspruch zu neh-

men und muss später im Umfang der privaten Nutzung 

den Vorgang der Umsatzsteuer unterwerfen.
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beiter in Deutschland umsatzsteuerlich registrieren zu 

lassen.

1.3 Sammelbeförderung 

Die Beförderung von Arbeitnehmern gegen Entgelt 

stellt eine steuerbare Leistung des Arbeitgebers dar. 

Dies gilt auch dann, wenn es sich um eine verbilligte 

Beförderung handelt oder wenn der geldwerte Vor-

teil für den Transport zwischen Wohnung und Tätig-

keitsstätte lohnsteuerrechtlich gar nicht erfasst wer-

den muss. Es wird von einer entgeltlichen Beförderung 

ausgegangen, wenn diese als Vergütung für geleistete 

Dienste erbracht wird und der Arbeitgeber rechtlich zur 

Beförderung verpfl ichtet ist. Arbeitnehmer und Arbeit-

geber müssen jedoch darin übereinstimmen, dass ein 

Teil der Arbeitsleistung als Gegenleistung für die Beför-

derung anzusehen ist. 

2. Steuerpfl ichtige unentgeltliche Zuwendungen 

Häufi g erfolgt der Transport von Arbeitnehmer aber auch 

unentgeltlich, das heißt die Beförderungsleistung ist nicht 

als Vergütung für einen Teil der Arbeitsleistung anzusehen. 

Auch diese Leistungen können steuerbar sein. So ist eine 

unentgeltliche (Sammel-)Beförderung von Arbeitnehmern 

von ihrer Wohnung zur Tätigkeitsstätte und zurück regel-

mäßig als unentgeltliche Wertabgabe steuerbar.

2.1 „Entgelt“ bei Sammelbeförderungen

Grundsätzlich bemisst sich die unentgeltliche Beförde-

rungsleistung an den entstandenen Ausgaben. Sofern 

die Beförderung mit betriebseigenen Fahrzeugen durch-

geführt wird, können die Ausgaben geschätzt werden. 

Hierzu kann z.B. die Bemnessungsgrundlage für einen 

Monat pauschal aus der Zahl der beförderten Arbeitneh-

mer und dem durchschnittlichen Preis für eine Monats-

Sammelbeförderung gegen Entgelt als steuerbare Leistung des Arbeitgebers
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karte für die kürzeste und weiteste gefahrene Strecke 

abgeleitet werden.

 Beispiel: In einem Monat werden durchschnittlich 

sechs Arbeitnehmer mit einem betriebseigenen Fahr-

zeug befördert. Die kürzeste Entfernung zur Wohnung 

eines Arbeitnehmers beträgt 10 km, die weiteste 30 km 

(Durchschnitt: 20 km). Eine Monatskarte für eine Strecke 

von 20 km kostet 76 €. Zur Ermittlung der Bemessungs-

grundlage ist die Umsatzsteuer aus der sich ergebenden 

Summe von 6 x 76 € = 456 € retrograd herauszurechnen. 

Je nach Entfernung ist dabei ein Steuersatz von 7 % (bis 

zu 50 Km) bzw. 19 % (über 50 Km) zugrunde zu legen.

2.2 Freifahrten 

Teilweise erhalten Arbeitnehmer von Beförderungs-

unternehmen (z.B. Bus- oder Bahnunternehmen) sog. 

Freifahrten. Diese sind steuerbar, wenn sie den Arbeit-

nehmern, ihren Angehörigen oder Pensionären für den 

privaten Bedarf gewährt werden. Die Bemessungsgrund-

lage bemisst sich anhand der jeweils nach örtlichen Ver-

hältnissen ermittelten Ausgaben. Hier können die Ausga-

ben mit 25 % des Preises eines normalen Fahrausweises 

abzgl. Umsatzsteuer als Bemessungsgrundlage ange-

setzt werden.

3. Nicht steuerbare unentgeltliche Zuwendungen

3.1 (Sammel-)Beförderung

Unentgeltliche Zuwendungen von Arbeitgebern an das 

Personal sind ausnahmsweise nicht steuerbar, wenn die 

Beförderung überwiegend durch das betriebliche Inte-

resse des Arbeitgebers veranlasst ist oder die Leistung 

dem Arbeitnehmer als Aufmerksamkeit (von nur geringem 

Wert) zugewendet wird. Der Transport ist daher z.B. dann 

nicht steuerbar,

 wenn eine Beförderung mit öffentlichen Verkehrsmitteln 

nicht möglich oder nur mit unverhältnismäßig hohem 

Zeitaufwand verbunden ist, 

 wenn die Arbeitnehmer an ständig wechselnden Tätig-

keitsstätten oder an verschiedenen Stellen eines weit-

läufi gen Arbeitsgebiets eingesetzt werden

 oder wenn im Einzelfall die Beförderungsleistung wegen 

eines außergewöhnlichen Arbeitseinsatzes erforderlich 

wird.

Für die Beurteilung, ob es sich um eine steuerbare oder 

nicht steuerbare Leistung handelt, ist immer das Gesamt-

bild der Verhältnisse entscheidend, also nicht vorrangig 

die Entfernung zwischen Wohnung und Tätigkeitsstätte.

3.2 BahnCard

Arbeitnehmer, die eine BahnCard zur Verfügung gestellt 

bekommen, können diese häufi g auch privat nutzen. 

Wenn die Kosten für die Anschaffung der BahnCard zzgl. 

der ermäßigt abgerechneten Fahrtkosten für dienstliche 

Fahrten unter den Fahrtkosten liegen, die ohne Bahn-

Card für diese Fahrten berechnet worden wären, liegt 

kein geldwerter Vorteil vor (Amortisationsregel). Es han-

delt sich in diesem Fall um eine nicht steuerbare unent-

geltliche Zuwendung.

 Beispiel: Ein Unternehmer erwirbt für seinen Arbeit-

nehmer eine BahnCard 50 für 255 €. Der Arbeitnehmer 

unternimmt drei Geschäftsreisen, für die er insgesamt 

294 € statt 588 € (Fahrpreis ohne BahnCard) zahlt. Er hat 

bei den drei Fahrten durch die BahnCard auch nach Abzug 

des Preises der BahnCard eine Ersparnis von 39 € (294 € 

./. 255 €). Bei der Überlassung der BahnCard für private 

Fahrten liegt somit kein geldwerter Vorteil vor (umsatz-

steuerliche Folgen s. nachfolgend u. Abschn. 3.3). 

3.3 Job-Ticket

Überlässt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer ein Job-

Ticket, hat dies keine umsatzsteuerlichen Konse-

quenzen. Dies bedeutet, dass weder aus dem Bezug 

des Job-Tickets der Vorsteuerabzug möglich ist noch 

die Überlassung an die Arbeitnehmer eine Umsatz-

steuer auslöst. 
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Die Abgabe von Mahlzeiten an Mitarbeiter

Ein grundsätzlich steuerpfl ichtiger Sachbezug, 

der die Beachtung vieler Details erfordert

In vielen Betrieben werden die Mitarbeiter durch betriebs-

eigene Kantinen verköstigt oder die Mitarbeiter erhalten 

auf Veranlassung ihres Arbeitgebers anlässlich einer Aus-

wärtstätigkeit eine Mahlzeit. Die Bereitstellung von Spei-

sen durch den Arbeitgeber hält nicht nur Leib und Seele 

der Mitarbeiter zusammen, sondern fördert auch die Mit-

arbeitermotivation. Aber: Die Abgabe von Mahlzeiten an 

Mitarbeiter löst neben der Lohnsteuer auch unmittelbare 

umsatzsteuerliche Konsequenzen aus.

1. Abgabe von Mahlzeiten durch Kantinen

1.1 Bemessungsgrundlage

Die unentgeltliche oder teilentgeltliche Abgabe von Mahl-

zeiten an einen Mitarbeiter unterliegt beim Arbeitgeber als 

unentgeltliche Wertabgabe der Umsatzsteuer. Das UStG 

fi ngiert hierbei einen Umsatz des Arbeitgebers an den 

Mitarbeiter. Als Bemessungsgrundlage für die Umsatz-

steuer werden die dem Arbeitgeber entstandenen Aus-

gaben herangezogen. Bei der Ermittlung der umsatzsteu-

erlichen Bemessungsgrundlage ist zu unterscheiden, ob 

die Speisen durch eine unternehmenseigene Kantine 

abgegeben werden oder ob es sich um eine vom Arbeit-

geber nicht selbst betriebene Kantine handelt.

1.2 Unternehmenseigene Kantine

Erhalten die Mitarbeiter die Mahlzeiten durch eine unter-

nehmenseigene Kantine, ohne dass sie eine Zuzahlung 

leisten müssen, so kann der Arbeitgeber die Umsatz-

steuer aus Vereinfachungsgründen aus dem amtlichen 

Gute Mahlzeiten in der Kantine halten Leib und Seele zusammen
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Eigene oder 

betriebsfremde 

Kantine: Neben 

geschmacklichen 

auch steuerliche 

Unterschiede

Sachbezugswert für die Lohnsteuer ermitteln. 

Bei dem Sachbezugswert handelt es sich um 

einen Bruttobetrag, aus dem die Umsatzsteuer 

herausgerechnet werden muss. Der lohnsteu-

erliche Sachbezugswert beträgt im Jahr 2014 

je Mittag- oder Abendessen 3 €. Die Umsatz-

steuer beträgt somit 19/119 aus 3 € = 0,48 €.

Werden die Mahlzeiten entgeltlich oder teilent-

geltlich abgegeben, so ist der vom Arbeitneh-

mer gezahlte Essenspreis als Bemessungs-

grundlage anzusetzen. Allerdings muss in 

diesen Fällen die Mindestbemessungsgrund-

lage beachtet werden. Diese orientiert sich 

am lohnsteuerlichen Sachbezugswert, sodass 

dieser mindestens bei der Bemessung der 

Umsatzsteuer zugrunde gelegt werden muss. 

Zahlt der Arbeitnehmer (AN) ein höheres Ent-

gelt als den Sachbezugswert, so ist das tat-

sächlich bezahlte Entgelt maßgeblich.

 Beispiel 1: Der Sachbezugswert der Mahl-

zeit beträgt 3 €; die Zahlung des AN liegt bei 1 €. 

Lösung: Maßgeblicher Wert: 3 €; darin ent-

haltene USt: 19/119 = 0,48 €

 Beispiel 2: Sachbezugswert wie in Bei-

spiel 1 3 €; der AN hat aber 4 € zu zahlen. 

Lösung: Maßgeblicher Wert: 4 €; darin ent-

haltene USt 19/119 = 0,64 €

1.3 Betriebsfremde Kantine oder 

Gaststätte

Bei der Abgabe von Mahlzeiten durch eine vom 

Arbeitgeber (AG) nicht selbst betriebene Kan-

tine oder Gaststätte liegen umsatzsteuerlich 

zwei gesonderte Leistungen vor: Der Gastwirt 

erbringt eine Leistung an den AG und dieser 

erbringt wiederum eine Leistung an den AN.

 Beispiel 3: Der AG vereinbart mit einem 

Gastwirt die Abgabe von Essen an seine Mit-

arbeiter zu einem Preis von 3 € je Essen. Der 

Gastwirt rechnet 3 € je Essen ggü. dem AG 

ab. Die AN müssen 1 € selbst bezahlen. Dieser 

Betrag wird von den Arbeitslöhnen einbehalten.

Lösung: In diesem Fall erbringen jeweils der 

Gastwirt an den AG und der AG an den AN 

eine sonstige Leistung. Der AG kann aus der 

Rechnung des Gastwirts die Vorsteuer i.H. 

von 19/119 aus 3 € = 0,48 € geltend machen. 

Als Bemessungsgrundlage für die Abgabe 

der Mahlzeiten des AG an den AN ist minde-

stens der Sachbezugswert anzusetzen. Die 

USt beträgt somit ebenfalls 19/119 aus 3 € 

= 0,48 €, sodass sich im Ergebnis beim AG 

keine steuerliche Belastung ergibt.

Bestellt der Arbeitnehmer hingegen in einer 

Gaststätte selbst sein gewünschtes Essen und 

bezahlt dem Gastwirt den – ggf. um einen AG-

Zuschuss geminderten – Essenpreis, liegt eine 

sonstige Leistung des Gastwirts an den AN vor. 

Ein Umsatzgeschäft zwischen dem AG und 

Gastwirt besteht nicht. Bei dem AG-Zuschuss 

handelt es sich umsatzsteuerlich um ein Ent-

gelt von dritter Seite. Bemessungsgrundlage 

der Leistung des Gastwirts ist dann das vom 

AN bezahlte Entgelt inkl. des AG-Zuschusses.

 Beispiel 4: Der Gastwirt stellt dem AN 4 € 

pro Essen in Rechnung. Der AG gewährt dem 

Mitarbeiter einen Zuschuss i.H. von 1 € pro 

Essen und überreicht ihm hierfür jeweils eine 

Essensmarke.

Lösung: Die USt aus der Leistung des Gast-

wirts an den AN beträgt 19/119 aus 4 € (3 € + 

1 €) = 0,64 €. Die Erstattung der Essensmarke 

des AG (Essenszuschuss) führt nicht zu einer 

steuerbaren Sachzuwendung an den AN. Aus 

der Abrechnung des Gastwirts ggü. dem AN 

kann der AG keinen Vorsteuerabzug geltend 

machen.

2. Abgabe von Mahlzeiten anlässlich einer 

Auswärtstätigkeit des Mitarbeiters

Neben dem typischen Kantinenessen, das 

dem AN arbeitstäglich angeboten wird, kann 
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er auch aus einem besonderen Anlass eine unentgeltliche 

oder verbilligte Mahlzeit durch den AG erhalten.

In den Fällen, in denen ein AN im Rahmen einer Auswärts-

tätigkeit neben der Übernachtung auch noch eine Mahl-

zeit erhält und die Kosten vom AG übernommen werden, 

liegt keine unentgeltliche Wertabgabe vor und der AG 

muss keine USt abführen.

Der AG kann aus der Rechnung des Hotels bzw. der Pen-

sion den Vorsteuerabzug aus den Übernachtungskosten 

und den berechneten Mahlzeiten in Anspruch nehmen. 

Voraussetzung hierfür ist, dass die Rechnung auf den 

Namen des AG lautet und von diesem die Kosten in vol-

ler Höhe getragen werden. Zudem müssen alle umsatz-

steuerlichen Kriterien einer ordnungsgemäßen Rechnung 

für den Vorsteuerabzug erfüllt sein (z.B. offener Steuer-

ausweis, Steuernummer des leistenden Unternehmers, 

etc.).

 Empfehlung: Damit der volle Vorsteuerabzug des AG 

gewährleistet wird, sollte darauf geachtet werden, dass 

die Rechnung auf den AG ausgestellt ist. Die Bezahlung 

durch den AN und die anschließende Erstattung durch 

den AG sind hierfür unschädlich.

 Beispiel 5: Anlässlich einer Auswärtstätigkeit erhält 

der AN vom Hotel folgende, auf den AG ausgestellte 

Rechnung (in €):

Lösung: Der AG kann aus der Rechnung den Vorsteu-

erabzug i.H. von 9,40 € geltend machen. Es liegt keine 

unentgeltliche Wertabgabe an den Unternehmer vor.

 Hinweis: Zahlt der AN für die Mahlzeitengestellung 

einen Eigenbetrag, kann der AG trotzdem den vollen Vor-

steuerabzug geltend machen. Bei der Zuzahlung handelt 

es sich um ein Entgelt von dritter Seite.

3. Abgabe von Mahlzeiten anlässlich einer Bewirtung

Bei der Bewirtung von AN muss zunächst differenziert 

werden, ob es sich

 um eine betriebsinterne Bewirtung oder 

 die Teilnahme des Mitarbeiters an einer Bewirtung mit 

externen Teilnehmern (z.B. Kunden, Geschäftsfreunden 

des AG) handelt. 

(1) Werden AN anlässlich einer Betriebsveranstaltung 

bewirtet (z.B. Weihnachtsfeier, Betriebsausfl üge oder 

Jubiläumsfeiern) so muss zunächst untersucht werden, 

ob die Aufwendungen des AG pro Teilnehmer für die 

gesamte Veranstaltung den Betrag von brutto 110 € über-

schreiten. Hier folgt das Umsatzsteuerrecht dem Lohn-

steuerrecht. 

Sollten die Aufwendungen pro Teilnehmer inkl. der Bewir-

tung den Betrag von 110 € überschreiten, liegt lohnsteu-

erlich ein geldwerter Vorteil vor. Neben der Lohnsteuer 

löst dies ebenfalls grundsätzlich eine umsatzsteuerbare 

unentgeltliche Wertabgabe aus. 

Bis zum Ende des Jahres 2012 konnte der AG in diesen 

Fällen aus den Eingangsrechnungen den vollen Vorsteu-

erabzug geltend machen und musste im Gegenzug die 

USt aus der unentgeltlichen Wertabgabe an das Finanz-

amt abführen. Seit dem Jahr 2013 kann beim Überschrei-

ten der 110-€-Grenze aus den Eingangsleistungen kein 

Vorsteuerabzug mehr geltend gemacht werden und dafür 

muss keine unentgeltliche Wertabgabe vom AG mehr ver-

steuert werden.

(2) Nimmt der AN auf Wunsch des AG an einer betrieblich 

veranlassten Bewirtung von Geschäftsfreunden und Kun-

den teil, stellt dies keinen umsatzsteuerpfl ichtigen Tatbe-

stand dar. Der AG kann die Kosten zwar nur zu 70 % steu-

ermindernd als Betriebsausgabe geltend machen. Seit 

2005 kann aus der Bewirtungsrechnung jedoch der volle 

Vorsteuerabzug geltend gemacht werden, wenn eine ord-

nungsgemäße Rechnung vorliegt. Die 70 %-Begrenzung 

gilt nicht für den Vorsteuerabzug.

 Hinweis: Ausnahmen bzw. Besonderheiten können 

sich bei der Qualifi zierung von Bewirtungen als Auf-

merksamkeiten oder als Belohnungsessen (Incentives) 

ergeben.

Übernachtung 80,00

7 % USt 5,60

Frühstück 20,00

19 % USt 3,80

Summe 109,40
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Umsatzsteuerliche Konsequenzen im 

Einzelfall prüfen!

Sachzuwendungen an Arbeitnehmer auf 

Betriebsveranstaltungen erfolgen – bis zu 

einem Gesamtwert von 110 € – überwie-

gend im betrieblichen Interesse des Arbeitge-

bers und bleiben daher ohne umsatzsteuer-

liche Konsequenzen. Dies gilt für bis zu zwei 

Betriebsveranstaltungen jährlich. Steht von 

vornherein fest, dass der Wert überschritten 

wird, ist dem Arbeitgeber der Vorsteuerabzug 

aus dem Erwerb der Leistungen für die Sach-

zuwendungen versagt. 

Sachzuwendungen zur Belohnung von Arbeit-

nehmern (Incentives) unterliegen generell der 

Umsatzbesteuerung. Besonderheiten sind bei 

Incentive-Reisen zu beachten. 

1. Sachzuwendungen auf Betriebsveran-

staltungen

Ob eine Betriebsveranstaltung vorliegt und 

wie der 110-€-Betrag für erfolgte Sachzuwen-

dungen zu berechnen ist, bestimmt sich nach 

lohnsteuerrechtlichen Grundsätzen (§ 19 Abs. 

1 Satz 1 Nr 1a EStG). Die folgenden Ausfüh-

rungen basieren auf dem BMF-Schreiben vom 

14.10.2015 (Az.: IV C 5 – S 2332/15/10001).

Zu teure Büfetts gefährden den Vorsteuerabzug

Mehr als zwei 

Betriebsveranstal-

tungen werden 

nicht berücksich-

tigt.

Sachzuwendungen auf 

Betriebsveranstaltungen und Incentives 
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1.1 Betriebsveranstaltungen

Betriebsveranstaltungen sind demnach Veran-

staltungen auf betrieblicher Ebene mit gesell-

schaftlichem Charakter, z.B. Betriebsaus-

fl üge, Weihnachtsfeiern, Jubiläumsfeiern. Eine 

Betriebsveranstaltung liegt nur vor, wenn der 

Teilnehmerkreis sich überwiegend aus Betriebs-

angehörigen, deren Begleitpersonen und ggf. 

Leiharbeitnehmern oder Arbeitnehmern ande-

rer Unternehmen im Konzernverbund zusam-

mensetzt. Zudem muss die Veranstaltung allen 

Angehörigen des Betriebs oder eines Betriebs-

teils offenstehen. 

 Hinweis: Die Ehrung eines einzelnen Jubi-

lars oder Arbeitnehmers ist keine Betriebs-

veranstaltung.

1.2 Sachzuwendungen 

Sachzuwendungen anlässlich einer Betriebs-

veranstaltung sind alle Aufwendungen des 

Arbeitgebers einschließlich Umsatzsteuer. 

Dies gilt unabhängig davon, ob die Aufwen-

dungen einzelnen Arbeitnehmern individuell 

zurechenbar sind oder ob es sich um einen 

rechnerischen Anteil an den Kosten der Veran-

staltung handelt, die der Arbeitgeber gegen-

über Dritten für den äußeren Rahmen der Ver-

anstaltung aufwendet.

Beispiele:

 Speisen, Getränke, Tabakwaren 

 Übernachtungs- und Fahrtkosten

 Geschenke 

 Zuwendungen an Begleitpersonen 

 Musik, künstlerische Darbietungen

 Aufwendungen für den äußeren Rahmen der 

Veranstaltung (jedoch ohne Selbstkosten 

des Arbeitgebers) 

1.3 Berechnung des 110-€-Betrags 

Zur Berechnung sind alle zu berücksichti-

genden Aufwendungen zu gleichen Teilen auf 

die bei der Veranstaltung anwesenden Teil-

nehmer aufzuteilen. Sodann ist der auf eine 

Begleitperson entfallende Anteil der Aufwen-

dungen dem zugehörigen Arbeitnehmer zuzu-

rechnen.

 Beispiel: Sachverhalt: 10.000 € Aufwand 

für Betriebsveranstaltung; 75 teilnehmende 

Arbeitnehmer und 25 teilnehmende Begleit-

personen. 

 Berechnung: 10.000 € / 100 Personen = 

100 € geldwerter Vorteil; Zurechnung geld-

werter Vorteil der 25 Begleitpersonen zu geld-

werter Vorteil der 25 zugehörigen Arbeitneh-

mer (daher in 25 Fällen geldwerter Vorteil = 

200 €). 

 Ergebnis: 50 Arbeitnehmer haben einen geld-

werten Vorteil von 100 €, der 110-€-Betrag 

ist nicht überschritten. Insoweit richtet sich 

der Vorsteuerabzug nach der Gesamttätig-

keit des Unternehmens. 25 Arbeitnehmer 

haben einen geldwerten Vorteil von 200 €, 

der 110-€-Betrag ist überschritten. Soweit 

Eingangsleistungen von vornherein für diese 

Sachzuwendungen bezogen wurden, kann 

daraus kein Vorsteuerabzug geltend gemacht 

werden. Dementsprechend unterbleibt die 

Wertabgabenbesteuerung. 

 Hinweis: Die 110-€-Regel gilt für bis zu 

zwei Betriebsveranstaltungen jährlich. Bei 

Teilnahme an mehr als zwei Veranstaltungen 

können die Veranstaltungen ausgewählt wer-

den, für die die Regel gelten soll.

2. Incentives

Sachzuwendungen, die Arbeitgeber ihren 

Arbeitnehmern als Belohnung zuwenden 

(Incentives), stellen i.d.R. Arbeitslohn dar. Ent-

sprechend liegt bei solchen Zuwendungen 

ein der Umsatzbesteuerung unterliegender 

Leistungsaustausch zwischen dem Arbeitge-

ber und dem jeweiligen Arbeitnehmer vor. 

 Hinweis: Dies gilt auch dann, wenn ein 

Dritter Incentives (z.B. im Rahmen eines 

Verkaufswettbewerbs) an den Arbeitgeber 

auslobt und diesen dazu verpfl ichtet, die 

Incentives an bestimmte Arbeitnehmer wei-

Incentives sind 

ein der Umsatz-

besteuerung 

unterliegender 

Leistungsaus-

tausch zwischen 

Arbeitgeber und 

Arbeitnehmer.

PKF Themen Umsatzsteuer | Dezember 2015 | 15

» Sachzuwendungen auf Betriebsveranstalungen und Incentives



terzugeben. Lobt ein Dritter Incentives dagegen unmit-

telbar an die Arbeitnehmer aus, handelt es sich nicht um 

entgeltliche Leistungen des Arbeitgebers an die Arbeit-

nehmer. Entsprechend ergeben sich keine umsatzsteu-

erlichen Konsequenzen. 

Bei der Zuwendung von Gegenständen wird der Umsatz 

nach dem Einkaufspreis zzgl. Nebenkosten (falls nicht 

ermittelbar nach den Selbstkosten) zum Zeitpunkt der 

Zuwendung bemessen. 

Bei der Zuwendung sonstiger Leistungen wird der 

Umsatz nach den entstandenen Ausgaben berechnet. 

Die Umsatzsteuer gehört jeweils nicht zur Bemessungs-

grundlage. 

Die Vorsteuer aus dem Erwerb der Incentives ist unter 

den weiteren Voraussetzungen abziehbar.

 Hinweis: Letzteres gilt aber nicht für die Zuwendung 

von Incentive-Reisen. In diesen Fällen ist die Margen-

besteuerung für Reiseleistungen anzuwenden (gem. § 25 

UStG), wonach der Vorsteuerabzug aus dem Erwerb der 

Reisevorleistungen generell ausgeschlossen ist. Allerdings 

entsteht bei der Zuwendung von Incentive-Reisen i.d.R. 

keine positive Marge (bzw. umsatzsteuerliche Bemes-

sungsgrundlage) und daher auch keine Umsatzsteuer. Zur 

Ermittlung der Marge sind nämlich von den Ausgaben des 

Arbeitgebers für die Incentive-Reisen seine Ausgaben für 

Reisevorleistungen abzuziehen (vgl. § 25 Abs. 3 UStG) und 

diese Beträge entsprechen sich zumeist.
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